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Langzeitpflege hat im Bundestagswahlkampf 
eine erstaunlich große Rolle gespielt – selbst im 
„Fernsehduell“ von Kanzlerin und Kanzlerkandidat war 
sie eines der Hauptthemen. Verglichen damit sind die 
Ergebnisse der Koalitionsverhandlungen eher mager 
und lassen noch viel Raum für weitere notwendige 
Maßnahmen, die im Koalitionsvertrag entweder gar 
nicht thematisiert oder nur angedeutet wurden. Was 
das heißt, soll im Folgenden verdeutlicht werden; 
dabei wird der Schwerpunkt auf die Stichpunkte 
Finanzierung und Leistungsdynamisierung gelegt. 

Finanzierung

Die Zahl der Pflegebedürftigen wird in 
den nächsten Dekaden steigen, und das 
gilt entsprechend auch für die Aus gaben 
für Pflegebedürftigkeit. An dieser einfa-
chen Feststellung führt kein Weg vorbei, 
die Frage ist nur, wie diese steigenden 
Ausgaben finanziert werden sollen. Im 
Koalitionsvertrag zwischen Union und 
FDP wurde hierzu 2009 behauptet: „In 
der Form der Umlagefinanzie rung kann 
die Pflegeversicherung jedoch ihre Auf-
gabe, allen Bürgern eine verlässliche Teil-
absicherung der Pflegekosten zu garan-
tieren, auf Dauer nicht erfüllen. Daher 
brauchen wir neben dem bestehenden 
Umlageverfahren eine Ergänzung durch 
Kapitaldeckung, die verpflichtend, in-
dividualisiert und generationengerecht 
ausgestaltet sein muss“ (CDU/CSU/
FDP 2009: 93). Im Ergebnis wurde be-
kanntlich die auch als „Pflege-Bahr“ 
bezeichnete staatlich geförderte ergän-
zende Pflegeversicherung eingeführt, al-
lerdings nicht „verpflichtend“, sondern 
als freiwillige Option. Schon damit war 
sichergestellt, dass der Pflege-Bahr nur 

eine geringe Reichweite haben würde und 
nur einen kleinen Teil der Bevölkerung 
erreicht. Angesichts der massiven Kritik 
aus Politik, Wissenschaft (vgl. z. B. Ja-
cobs/Roth gang 2012, 2013, Rothgang 
2012a und b, Rothgang/Jacobs 2013) 
und von Seiten der Verbraucherschützer 
(Stiftung Warentest 2013; vzbv 2012) 
war fraglich, ob der Pflege-Bahr die Koa-
litionsverhandlungen überstehen würde. 
Dies galt umso mehr, als sein Namens-
geber samt seiner Partei nicht mehr dem 
neuen Bundestag angehört.

Im Koalitionsvertrag gibt es zum 
Pflege-Bahr jedoch keine Aussage, so-
dass vom Fortbestand dieses fragwür-
digen Instruments ausgegangen werden 
muss. Hilfreich dafür dürfte auch eine 
Kampagne gewesen sein, die die private 
Versicherungswirtschaft während der 
heißen Phase der Koalitionsverhandlun-
gen lanciert hatte. Obwohl die Zahl der 
bisher erfolgten Vertragsabschlüsse mit 
330.000 Ende Oktober 2013 bislang weit 
hinter den Annahmen der Bundesregie-
rung zurückliegt – bei der Verabschie-
dung des Pflege-Neuausrichtungs-Geset-
zes (PNG) Mitte 2012 war für 2013 von 
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(PPV) weisen gegenüber der Sozialen 
Pflegeversicherung (SPV) sowohl eine 
wesentlich günstigere Altersstruktur als 
auch deutlich niedrigere altersspezifische 
Pflegeprävalenzen auf (Rothgang et al. 
2013: 53 ff.). Pro Versichertem werden 
daher – bei gleichem Leistungsanspruch 
und gleichen Bewilligungskriterien – in 
der PPV 75 Euro pro Jahr, in der SPV 
aber 300 Euro pro Jahr ausgegeben, also 
das Vierfache. Selbst wenn die zusätz-
lich anfallenden Beihilfeausgaben für 
knapp die Hälfte der Privatversicherten 
berücksichtigt werden, bleibt es dabei, 
dass pro SPV-Versichertem die zwei- bis 
dreifachen Leistungsausgaben anfallen. 
Hinzu kommt ein rund 60 % höheres 
beitragspflichtiges Einkommen der Pri-
vatversicherten. Dass der aktuelle Koa-
litionsvertrag angesichts dieser eklatan-
ten Unterschiede in der Risikostruktur 
derart weit hinter den Vertrag von 2005 
zurückfällt und keine Schritte zur Her-
stellung eines übergreifenden Solidar-
ausgleichs vorsieht, muss als sein größtes 
Manko im Hinblick auf die Pflegefinan-
zierung angesehen werden. Gerade im 
Bereich der Pflegeversicherung, die 1994 
nach Worten des Bundesverfassungsge-
richts als „Pflegevolksversicherung in 
der Gestalt zweier Versicherungszweige“ 
(BVerfGE 103, 197) eingeführt wurde, 
wäre ein erster Schritt zum Ausgleich der 
Risikostrukturen und damit in Richtung 
auf ein integriertes Versicherungssystem 
möglich gewesen. 

Leistungsdynamisierung

Anders als die Krankenversicherung ist 
die Pflegeversicherung bewusst als Teil-
leistungssystem konzipiert. Solange ihre 
nominal fixierten Leistungen nicht an-
gehoben werden, verlieren sie angesichts 
steigender Pflegekosten real an Wert. Von 
1993 bis 2007 wurden die Leistungen 
überhaupt nicht angepasst – mit der Folge 
eines Realwertverlusts von rund 20 %, 
der insbesondere anhand der steigenden 
Eigenfinanzierungsanteile im stationären 
Bereich gut nachvollziehbar ist (Roth-
gang et al. 2013: 121 ff.). Im Pflege-Wei-
terentwicklungsgesetz (PfWG) wurde 
erstmals eine Dynamisierung festgelegt, 
die inzwischen in drei Schritten (2008, 
2010 und 2012) erfolgt ist. Allerdings 
war der Umfang dieser Anpassungen 
mit umgerechnet 1,4 % pro Jahr eher 
begrenzt (Rothgang et al. 2012: 31 ff.). 
Weiterhin wurde im neu gefassten § 30 

raum 2035 bis 2055 ausgegeben wird, ist 
der Fonds genau dann wieder leer, wenn 
die höchste Zahl an Pflegebedürftigen 
erreicht wird. Wird der Fonds dagegen 
ab 2035 nicht geleert, sondern sein Ka-
pitalbestand (real) konstant gehalten, 
und nur die (Real-)Zinserträge werden 
in die Versorgung eingespeist, ergibt sich 
ab 2035 wieder ein reines Umlagever-
fahren. In der Zwischenzeit wurde dann 
staatlich zwangsgespart. Ob die gesamt-

wirtschaftliche Sparquote dadurch beein-
flusst wird oder lediglich private durch 
staatliche Ersparnis verdrängt wird, ist 
allerdings unklar. Sicher ist nur, dass es 
in Bezug auf intergenerative Gerechtigkeit 
sinnvoller wäre, die Staatsverschuldung 
(mit vergleichsweise hohen Sollzinsen) 
abzubauen, anstatt eine Nebenkasse (mit 
relativ niedrigen Habenzinsen) aufzubau-
en (Jacobs/Rothgang 2011).

Vielleicht besinnen sich der neue 
Gesundheitsminister Hermann Gröhe 
und sein Pflege-Bevollmächtigter Josef 
Laumann ja noch eines Besseren. An-
dernfalls werden kapitalfundierte Ele-
mente bei der Pflegefinanzierung künf-
tig gleich in zweifacher Hinsicht eine 
Rolle spielen: durch die Beibehaltung 
des Pflege-Bahr und die Einführung des 
Pflegevorsorgefonds. Schon in ihrem Ko-
alitionsvertrag von 2005 hatten Union 
und SPD postuliert, dass „die Ergänzung 
des Umlageverfahrens durch kapitalge-
deckte Elemente als Demografiereserve 
notwendig“ sei (CDU/CSU/SPD 2005: 
91). Umso bemerkenswerter ist es, dass 
eine andere Ankündigung von damals 
völlig in Vergessenheit geraten ist, denn 
2005 gab es auch noch die Ankündigung: 
„Zum Ausgleich der unterschiedlichen 
Risikostrukturen wird ein Finanzaus-
gleich zwischen gesetzlicher und pri-
vater Pflegeversicherung eingeführt“ 
(ebenda). Eine ähnliche Aussage gibt 
es heute nicht mehr, obwohl die unter-
schiedlichen Risikostrukturen unver-
ändert fortbestehen. Die Versicherten 
der Privaten Pflegepflichtversicherung 

1,5 Mio. Abschlüssen ausgegangen und 
entsprechend ein Fördervolumen von 100 
Mio. Euro in die Haushaltsplanung ein-
gestellt worden –, gingen nicht nur viele 
Medien der Botschaft vom Pflege-Bahr 
als einem vermeintliche Verkaufsschlager 
auf den Leim; auch Jens Spahn, Chef-
verhandler der Union für Gesundheit 
und Pflege, erklärte, die große Nach-
frage zeige, dass die Einführung richtig 
gewesen sei (Süddeutsche Zeitung vom 
16.11.2013). Somit dürfte der 
Pflege-Bahr auf Dauer Teil der 
Pflegevorsorge bleiben. Ange-
sichts seiner konzeptionellen 
Schwächen, insbesondere der 
Gefahr der Antiselektion, 
wird er aber kaum über ein 
Nischendasein hinausgelan-
gen – insbesondere wenn auf 
eine Erhöhung der staatlichen 
Förder sätze verzichtet wird.

Ein Ausbau des Pflege-Bahr ist im 
Koalitionsvertrag allerdings auch nicht 
vorgesehen. Stattdessen soll die Kapital-
deckung zwar gesteigert werden, aber im 
Rahmen eines „Pflegevorsorgefonds“, 
der von der Bundesbank verwaltet wird 
(CDU/CSU/SPD 2013: 86). Gespeist wer-
den soll dieser Fonds aus einer Beitrags-
satzsteigerung von 0,1 Beitragssatzpunk-
ten. Nähere Ausführungen zu Zweck und 
Umsetzung des Fonds sind im Koaliti-
onsvertrag nicht enthalten, sodass zur 
Interpretation auf die CDU-Position im 
Abschlussdokument der Arbeitsgruppe 
Gesundheit und Pflege zurückgegriffen 
werden muss. Dort heißt es: „Ziel muss 
es sein, insbesondere für den Zeitraum, 
in dem die ge burtenstarke Babyboomer-
Generation der 50er und 60er-Jahre in 
das typische Pflegealter kommt, vorzu-
sorgen. Dies sind die Jahre 2035 bis 2055. 
Für diese Zeit wollen wir jetzt beginnen, 
eine Rücklage zu schaffen.“ 

Diese Aussage ist gleich mehrfach pro-
blematisch. Tatsächlich steigt die Zahl 
der Pflegebedürftigen nach den gängigen 
Vorausberechnungen bis Mitte der 2050er 
Jahre an (Rothgang et al. 2011). Danach 
geht sie zwar wieder zurück, doch sinkt 
ebenfalls die Zahl der Beitragszahler. Es 
gibt also in Bezug auf den Beitragssatz 
keinen „Berg“, der „untertunnelt“ wer-
den kann, sondern nur den Aufstieg auf 
ein „Hochplateau“ (Rothgang/Jacobs 
2011). Was soll der Pflegevorsorgefonds 
also überhaupt bewirken und wie soll er 
funktionieren? Wenn das in den nächsten 
20 Jahren angesammelte Kapital im Zeit-

Das größte Manko ist, dass keine 
Schritte zur Herstellung eines 
übergreifenden Solidarausgleichs 
zwischen privater und sozialer 
Pflegeversicherung vorgesehen 
sind.
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wurden, und zum anderen durch Ein-
setzung eines Beirats zur Überprüfung 
des Pflegebedürftigkeitsbegriffs bzw. 
zur konkreten Um setzung des neuen 
Begriffs. Obwohl der Beirat 2009 zwei 
Berichte vorgelegt hat, alle Parteien diese 
Berichte begrüßt haben und deren Um-
setzung Bestandteil der Ankündigungen 
des Koalitionsvertrags 2009 war, ist sie 
in der vergangenen Legislaturperiode 
nicht gelungen – sicherlich kein Ruh-
mesblatt der damaligen Koalition. Umso 
mehr ist zu hoffen, dass der neuerlichen 
Ankündigung nunmehr Taten folgen. 
Allerdings muss gleichzeitig vor übertrie-
benen Hoffnungen gewarnt werden (vgl. 
Rothgang 2013). Zum einen sind wich-
tige Fragen der Umsetzung erst noch zu 
klären, insbesondere die Leistungshinter-
legung der neuen „Pflegebedarfsgrade“. 
Da dies nicht ganz einfach ist, erscheint 
der verhaltene Fahrplan des Koalitions-
vertrags durchaus angebracht – wenn er 
denn umgesetzt wird. Zum anderen ist 
der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff zu-
nächst nur ein Instrument zur Zuteilung 
von Leistungsansprüchen – nicht mehr 
und nicht weniger. Er wird daher nicht 
alle Probleme der Pflegepolitik lösen, 
auch wenn dieser Anschein manchmal 
erweckt wird. Schließlich ist im Koa-
litionsvertrag angekündigt, bereits vor 
Umsetzung des neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriffs „die schon bestehenden Be-
treuungsleistungen weiter aus[zu]bauen 
und auf alle Pflegebedürftigen aus[zu]
dehnen“. Damit werden dann erneut – 
wie schon beim PNG – Leistungsrechte 
geschaffen, hinter die dann nur schwer 
wieder zurückgetreten werden kann und 

die zumindest für diejenigen, die diese 
Leistungen beziehen, bei Einführung 
des Pflegebedürftigkeitsbegriffs unter 
den Bestandsschutz fallen dürften, auch 
wenn de jure nur befristete Ansprüche 
eingeführt werden. Im Ergebnis führt 
dies entweder dazu, dass die Einführung 
des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
sehr teuer wird oder dass sich Bestands-

gering ausfallen, um einen weiteren Real-
wertverlust der Leistungen der Pflegever-
sicherung zu verhindern. Darüber hinaus 
fehlt jegliche langfristige Konzeption zur 
Leistungsdynamisierung. Soll die reale 
Kaufkraft der Pflegeversicherungsleis-
tungen erhalten werden, ist eine entspre-
chende gesetzliche Vorschrift zu einer 
regelgebundenen Anpassung unabhängig 
von der Kassenlage erforderlich. Die Rü-
rup-Kommission hatte zur Sicherstellung 
von Realwertkonstanz eine regelmäßige 
Anpassung nach einer Rate entsprechend 
dem Mittelwert aus Inflation und Brut-
tolohn- und -gehaltssteigerung gefordert. 
Weil zwei Drittel der Kosten von Pflege-
einrichtungen Personalkosten sind, wäre 
eine Formel, die die Anpassung als 2/3 
der durchschnittlichen Bruttolohn- und 
-ge halts steigerungen und 1/3 der Infla-
tion berechnet, noch geeigneter. Eine 
solche regelgebundene Dynamisierung 
einzuführen, muss ein vorrangiges Ziel in 
diesem sozialen Sicherungssystem sein – 
und hiervon ist der Koalitionsvertrag 
weit entfernt.

Weitere Reformfelder

Abschließend sollen noch kurz drei wei-
tere Reformfelder angesprochen werden, 
bei denen die Ausführungen im Koa-
litionsvertrag ebenfalls unzureichend 
erscheinen: die Einführung eines neues 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs, die Verhin-
derung eines drohenden Pflegenotstands 
sowie die Frage der künftigen Rolle der 
Kommunen.

Dass die bislang streng somatische 
Definition von Pflegebedürftigkeit die 
besonderen Belange der kogni-
tiv beeinträchtigten Menschen 
nicht angemessen berücksich-
tigt, war schon bei Einfüh-
rung der Pflegeversicherung 
erkennbar. Als Folge davon 
wird die Benachteiligung von 
Personen mit kognitiven Beein-
trächtigungen und Verhaltens-
auffälligkeiten, insbesondere 
von Menschen mit Demenz, 
seit Ende der 1990er Jahre beklagt (vgl. 
Klie/Schmidt 1999; Sonntag/Angermey-
er 2000; Wingenfeld 2000; Döhner/
Rothgang 2006). Dem ist die Politik 
zum einen begegnet, indem Personen 
mit eingeschränkter Alltagskompetenz 
in mehreren Gesetzen (Pflegeleistungs-
Ergänzungsgesetz 2002; PfWG 2008; 
PNG 2013) weitere Leistungen gewährt 

SGB XI festgelegt: „Die Bundesregierung 
prüft alle drei Jahre, erstmals im Jahre 
2014, Notwendigkeit und Höhe einer 
Anpassung der Leistungen der Pflege-
versicherung. Als ein Orientierungswert 
für die Anpassungsnotwendigkeit dient 
die kumulierte Preisentwicklung in den 
letzten drei abgeschlossenen Kalender-
jahren; dabei ist sicherzustellen, dass der 
Anstieg der Leistungsbeträge nicht höher 
ausfällt als die Bruttolohnentwicklung 
im gleichen Zeitraum. Bei der Prüfung 
können die gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen mit berücksichtigt 
werden“. Diese Regelung weist mehrere 
Schwächen auf: ihre Unverbindlichkeit 
(„prüft Notwendigkeit“), die doppelte 
Begrenzung in Bezug auf Inflation und 
Bruttolohnentwicklung, die dafür sorgt, 
dass Reallohnsteigerungen, die sich in den 
Pflegekosten niederschlagen, regelmäßig 
zu Wertverlusten führen, und der Verweis 
auf die „gesamtwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen“, der als Generalklausel für 
die Aussetzung oder Verringerung der 
Leistungsanpassungen genutzt werden. 

Im Abschlussdokument der Arbeits-
gruppe Gesundheit und Pflege war den-
noch auf diese Regel Bezug genommen 
worden: „Pflege muss für alle Menschen, 
die auf sie angewiesen sind, bezahlbar 
bleiben. Wir wollen an der gesetzlich vor-
gesehenen Dynamisierung festhalten.“ 
Interessanterweise fehlt der zweite Satz 
jedoch in der endgültigen Version des Ko-
alitionsvertrags. Dort heißt es nun an an-
derer Stelle: „Aus dieser Erhöhung stehen 
die Einnahmen von 0,2 Prozentpunk-
ten zur Finanzierung der vereinbarten 
kurzfristigen Leistungsverbesserungen, 
insbesondere für eine bessere Betreuung 
der Pflegebedürftigen, sowie der für 2015 
gesetzlich vorgesehenen Dynamisierung 
der Leistungen zur Verfügung“ (CDU/
CSU/SPD 2013: 86). Das Bekenntnis 
zu einer dauerhaften Dynamisierung, 
so schwach es schon war, fehlt im Ko-
alitionsvertrag somit jetzt vollkommen. 
Für die notwendige Dynamisierung der 
Leistungen, die selbst keine Leistungsver-
besserung darstellt, sondern ansonsten 
eintretende Leistungsverschlechterun-
gen verhindert, steht danach noch ein 
„Restbetrag“ zur Verfügung, dessen 
Umfang von den vorgesehenen „echten“ 
Leistungsverbesserungen abhängt (etwa 
den an anderer Stelle explizit genann-
ten Betreuungsleistungen bei stationärer 
Pflege). Damit dürfte der zur Verfügung 
stehende Betrag aber wahrscheinlich zu 

Soll die Kaufkraft der 
Pflegeversicherungsleistungen 
erhalten bleiben, ist eine 
regelgebunden Anpassung 
unabhängig von der Kassenlage 
notwendig.
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CSU/SPD 2013: 85). Gerade angesichts 
regional und lokal sehr unterschiedlicher 
zukünftiger Entwicklungen der Zahl der 
Pflegebedürftigen und der Pflegeland-
schaft (Rothgang et al. 2012), wurde 
eine stärkere Rolle der Kommunen auch 
im Vorwahlkampf vielfach gefordert 
(Engelmann et al. 2013; Hoberg et al. 
2013). Dazu gehört aber auch eine ent-
sprechende Finanzierungsbeteiligung 
der öffentlichen Haushalte. Davon ist 
im Koalitionsvertrag jedoch keine Rede – 
etwa im Hinblick auf die angesprochene 
Entwicklung von Sozialräumen im Zu-
sammenwirken mit städtebaulichen Inst-
rumenten. Allein schon die notwendigen 
qualifizierten personellen Ressourcen 
werden sich viele Kommunen angesichts 
ihrer prekären Finanzausstattung ohne 
substanzielle finanzielle Unterstützung 
gar nicht leisten können. Es bleibt zu 
hoffen, dass die geplante Bund-Länder-
Arbeitsgruppe hierzu konkrete Vorschlä-
ge unterbreitet, die mehr beinhalten als 
den Vorschlag, die Sozialversicherung 
einmal mehr zur Finanzierung gesamt-
gesellschaftlicher Aufgaben zur Kasse 
zu bitten.  ■

und Beruf, sowie die Mobilisierung zi-
vilgesellschaftlicher Ressourcen hinaus-
laufen, Letzteres insbesondere auf die 
Erhöhung der Attraktivität des Pflege-
berufs. Entsprechende Ansätze sind im 
Koalitionsvertrag erkennbar: So ist die 
geplante Zusammenlegung der Mög-
lichkeiten von Pflegezeit- und Familien-
pflegezeitgesetz unter einem Dach mit 
Rechtsanspruch ebenso zu begrüßen wie 
der Prüfauftrag, die Anrechnungszeiten 
in der Rentenversicherung für pflegende 
Angehörige zu verbessern, und das Ziel, 
die Pflegeausbildung für alle Auszubil-
denden kostenfrei zu stellen. Andere 
Ankündigungen, wie die angestrebte 
„Aufwertung der Pflegeberufe“, bleiben 
jedoch vage. Hier wird sich erst bei der 
Umsetzung zeigen, welchen Wert diese 
Ankündigungen haben. 

Die im Koalitionsvertrag vorgesehe-
ne Stärkung der Rolle der Kommunen, 
insbesondere im Hinblick auf ihre Pla-
nungs- und Steuerungskompetenz für 
die regionale Infrastruktur, ist grund-
sätzlich zu begrüßen, denn Pflege – auch 
das wird explizit betont – ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe (CDU/

schutzregelungen nur auf die aktuellen 
Leistungsbezieher erstrecken und etwa 
zukünftige rein somatische Pflegebedürf-
tige weniger Leistungen erhalten als ohne 
Reform. Es ist daher sehr die Frage, ob 
der Entschluss, zunächst zügig Leis-
tungen auszubauen und dann erst den 
Pflegebedürftigkeitsbegriff umzusetzen, 
wirklich sinnvoll ist.

Entscheidend für die langfristige Wei-
terentwicklung der Langzeitpflege wird 
sein, inwieweit es gelingt, den sich ab-
zeichnenden Engpass bei Beschäftigten in 
der Pflege zu schließen. Wie Berechnun-
gen von Rothgang et al. (2012) gezeigt 
haben, ergibt sich unter der Annahme, 
dass sich die derzeitigen Trends fortset-
zen, von 2009 bis 2030 eine (zusätzliche) 
Personallücke im Umfang von etwa einer 
halben Million Vollzeitbeschäftigen in 
der Pflege. Dem kann durch Verringe-
rung des Bedarfs an Pflegekräften entge-
gengesteuert werden oder durch Ausbau 
der Beschäftigung. Ersteres würde auf 
stärkere Unterstützung pflegender Ange-
höriger, insbesondere durch Ausbau der 
Beratungskapazitäten und Maßnahmen 
zur besseren Vereinbarkeit von Pflege 
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